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waltung, Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise 
unterstellten Hauptverwaltungen bzw. Abteilungen und 
sonstige Planträger sind verpflichtet, eine Aufteilung 
der ihnen zur Verfügung stehenden Gesamtvolumen des 
Planes der Erweiterung der Grundmittel 1958

a) nach Aufgabenbereichen 0—9,
b) nach Finanzierungsquellen (Gewinnteile, Haus­

haltszuschüsse, Kredite für verwaltete Industrie, 
Kredite in Nichtvolkseigentum)

vorzunehmen und der Deutschen Investitionsbank bis 
zum 20. April 1958 schriftlich aufzugeben. Die Auf­
teilung hat jeweils nach der alten und nach der neuen 
Struktur zu erfolgen.

(2) Die Angaben gemäß Abs. 1 sind zu geben
a) von zentralen Planträgern an die Zentrale der 

Deutschen Investitionsbank Berlin,
b) von Planträgern der örtlichen Ebene für die Be­

zirks- und Kreispläne an die jeweils örtlich zu­
ständige Filiale bzw. Zweigstelle der Deutschen 
Investitionsbank.

§ 2
Bei Aufnahme der Tätigkeit neugebildeter Vereini­

gungen volkseigener Betriebe bzw. bei Beendigung der 
Übernahme von Betrieben aus anderen Bereichen haben 
die nunmehr zuständigen Leiter der Vereinigungen 
volkseigener Betriebe, der Fachorgane der Räte der Be­
zirke und Kreise sowie der sonstigen Planträger inner­
halb von vier Wochen der Deutschen Investitionsbank 
die gleichen Angaben nach § 1 entsprechend der neuen 
Struktur zu geben.

§ 3
Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.
Berlin, den 27. März 1598

Der Minister der Finanzen 
R u m p f

Anordnung
zur Änderung der Anordnung über die Finanzierung 
der planmäßigen Investitionen zur Erhaltung und 
Erweiterung der Grundmittel in der volkseigenen 
Wirtschaft, den staatlichen Verwaltungen und Ein­

richtungen.
— Verlängerung der Ubergangsregelung — 

Vom 27. März 1958
Auf Grund des § 1 Abs. 4 der Verordnung vom 

22. Dezember 1955 zur Vorbereitung und Durchführung 
des Investitionsplanes und des Generalreparaturplanes 
sowie der Lizenzen (GBl. I 1956 S. 83) wird zur Ände­
rung der Anordnung vom 23. Dezember 1957 über die 
Finanzierung der planmäßigen Investitionen zur Erhal­
tung und Erweiterung der Grundmittel in der volks­
eigenen Wirtschaft, den staatlichen Verwaltungen und 
Einrichtungen — Ubergangsregelung — (GBl. I S. 687) 
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der Staat­
lichen Plankommission und dem Präsidenten der Deut­
schen Notenbank folgendes angeordnet:

§ 1
Der § 1 der Anordnung vom 23. Dezember 1957 wird 

insoweit geändert, als die Anordnung bis zum 30. Juni 
1958 Anwendung findet.

§ 2
Der § 3 der Anordnung vom 23. Dezember 1957 erhält 

folgende Fassung:
„Die Finanzierung der betrieblichen Pläne der Er­
weiterung der Grundmittel erfolgt

a) aus planmäßigen Gewinnteilen gemäß Anord­
nung vom 31. März 1958 über die Verwendung 
der Gewinne in den Betrieben der volkseigenen 
Wirtschaft (GBl. II S. 41),

b) aus Haushaltsmitteln.“

§ 3
Der § 7 Abs. 1 der Anordnung vom 23. Dezember 1957 

erhält folgende Fassung:
„(1) Die Sonderbankkonten „Erweiterung der 
Grundmittel“ werden, soweit Haushaltsmittel zur 
Finanzierung der Investitionen in Anspruch genom­
men werden, debitorisch geführt.“

§ 4
Diese Anordnung tritt am 1. April 1958 in. Kraft.
Berlin, den 27. März 1958

Der Minister der Finanzen 
R u m p f

Anordnung
über die Planung und Finanzierung der Verwal­
tungskosten für 1958 in Durchführung des Gesetzes 
über die Vervollkommnung und Vereinfachung der 
Arbeit des Staatsapparates in der Deutschen Demo­

kratischen Republik.

Vom 31. März 1958

§ 1
Vereinigungen volkseigener Betriebe, 

die den Abteilungen der Staatlichen Plankommission 
unterstellt sind

(1) Die Verwaltungskosten der Vereinigungen volks­
eigener Betriebe (WB) werden im Jahre 1958 brutto 
aus dem Haushalt finanziert. Die WB ist vom Tage 
ihrer Gründung an für die Einziehung ihrer eigenen 
Einnahmen (z. B. Mieten usw.) und für die Leistung 
der Ausgaben selbst verantwortlich. Zur Durchführung 
dieser Aufgaben bestimmt der Hauptdirektor einen für 
die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel verantwort­
lichen Mitarbeiter als .Haushaltsbearbeiter.

(2) Die WB richten bei den örtlich zuständigen 
Filialen der Deutschen Notenbank ein Haushaltskonto 
ein. In diesem Falle ist eine Bestätigung des Konto­
eröffnungsantrages nicht erforderlich.

(3) In der Übergangszeit vom Tage der Gründung 
der WB bis zum 30. Juni 1958 kann die WB ab­
weichend von den Bestimmungen der Kassenordnung 
über ihr Ausgabekonto verfügen, ohne daß ein be­
stätigter Kassenplan bei der Deutschen Notenbank vor­
liegt. Gehaltszahlungstermin ist der 15. eines jeden 
Monats. Fällt der festgelegte Zahltag auf einen Sonn­
oder Feiertag, so hat die Gehaltszahlung einen Tag 
vorher zu erfolgen.

(4) Bei der Bemessung der monatlichen Lohnfonds­
anforderung sind der bestätigte Stellenplan und seine 
zeitliche Besetzung zugrunde zu legen. Die Gehälter 
für die Beschäftigten sind grundsätzlich von dem Tage 
ihrer Einstellung bei der WB an zu zahlen, sofern 
nicht im Aufhebungsvertrag gemäß § 1 der Verord­
nung vom 13. Februar 1958 über Ausgleichszahlung für 
Mitarbeiter der staatlichen Verwaltung bei planmäßi­
ger Übernahme neuer Aufgaben (GBl. I S. 192) ein 
anderer Termin festgelegt ist. Die Ausgleichszahlungen 
für Mitarbeiter der staatlichen Verwaltung bei plan­
mäßiger Übernahme neuer Aufgaben nach der oben­
genannten Verordnung erfolgen durch die WB*
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